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Die Umfragewerte der AfD sind so hoch wie nie. Sie stellt zum ersten Mal Bürgermeister:innen und
plant auf Geheimtreffen massenhafte Abschiebungen. Gleichzeitig verabschiedete die Regierung ein
Rückführungsgesetz, welchen ebendies erleichtert, und der  deutsche Staat geht mit extremer
Gewalt gegen palästinasolidarische Meenschen vor, führt Razzien durch und kriminalisiert
Aktivist:innen. Auch wenn sie sich aktuell medienwirksam auf den Anti-AfD-Protesten zeigt, ist klar,
dass die Ampel-Regierung mit ihrer Umsetzung rechter Forderungen den Rechtsruck aktiv befeuert
und den Aufstieg von AfD & Co mitermöglicht.

Ein internationales Problem

Auch international ist der Rechtsruck nicht zu übersehen: Ob Fratelli d’Italia in Italien, Geert
Wilders in den Niederlanden, Milei in Argentinien oder die rechtspopulistischen
„Schwedendemokraten“, alle zeigen, dass rechte Regierungen auf dem Vormarsch sind und eine
kämpferische linke Perspektive noch immer auf sich warten lässt. Dabei schüren sie nicht nur
Rassismus, sondern bringen auch für Frauen und Queers einen Rollback mit sich. So erließ  2020
das polnische oberste Gericht ein nahezu vollständiges Verbot von  Schwangerschaftsabbrüchen,
viele US-amerikanische Bundesstaaten zogen nach und auch, wenn es in Deutschland seit knapp
zwei Jahren nicht mehr strafbar ist, warten wir vergeblich auf Streichung des § 218, der diese nach
wie vor kriminalisiert und lediglich duldet trotz großer Ankündigungen der Ampel. Doch die Liste
geht noch weiter: In Italien stellte die Regierung kürzlich die Geburtsurkunden von Kindern in
Regenbogenfamilien in Frage – also gleichgeschlechtlicher Eltern. Das Ziel: Nur der „leibliche“
Elternteil soll anerkannt bleiben. Dem oder der Partner:in wird demnach der Elternstatus entzogen.
Das ungarische Parlament geht sogar so weit, ein Gesetz zu erlassen, welches dazu ermuntert,
gleichgeschlechtliche Eltern wegen Verletzung der „verfassungsrechtlich anerkannten Rolle von Ehe
und Familie“ bei den örtlichen Strafverfolgungsbehörden zu melden. Neben der Anzeige von
Regenbogenfamilien erlaubt das Gesetz auch die anonyme Anzeige von „jedem/r, der/die die wahre
Bedeutung von Familien, die in der ungarischen Verfassung definiert ist, leugnet oder ändert“.  All
das führt uns zu der Frage: Was tun? So weitergehen kann es schließlich nicht. Doch bevor wir dazu
kommen, müssen wir zuerst kurz anschauen, woher der Rechtsruck kommt und warum aktuell so
viele rechts wählen.

Krise und Rechtsruck: die Ursache kennen

Dazu müssen wir zunächst einen Blick in die Vergangenheit werfen: Seit der Weltwirtschaftskrise
2007/08 hat sich die Konkurrenz zwischen den einzelnen Kapitalisten:innen und ihren Staaten
verschärft. Es kam zu einer massiven Konzentration von Kapital. Gerade die größeren Monopole
konnten davon profitieren, während kleinere Unternehmen nicht mithalten konnten. Kleinere
Unternehmer:innen, auch gerne als Mittelstand bezeichnet, haben Angst, ihre Stellung zu verlieren
und pleitezugehen. Getrieben von der Angst vor sozialem Abstieg fangen sie an, laut
herumzubrüllen: Protektionismus, Nationalchauvinismus, Standortborniertheit, das sind ihre
Argumente, um sich zu schützen. Kurz gesagt: Sie wollen das Rad der Geschichte zurückdrehen, um
nicht ihren Reichtum zu verlieren. Sie wollen den globalen Kapitalismus also auf reaktionäre Art
bekämpfen. Mit der Fokussierung auf Nationalstaat und Protektionismus geht auch einher, dass das
Ideal der „bürgerlichen Familie“ gestärkt werden muss. Denn im Kapitalismus ist die
Arbeiter:innenfamilie der Ort, wo unbezahlte Reproduktionsarbeit stattfindet. Ob nun
Kindererziehung, Altenpflege, Waschen oder Kochen – all das reproduziert die Arbeitskraft der
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einzelnen Arbeiter:innen und sorgt gleichzeitig dafür, dass dem Kapital die Arbeitskraft nicht
ausgeht. Oftmals wird diese unbezahlte Hausarbeit von Frauen verrichtet. Diese Arbeitsteilung wird
dadurch gefestigt, dass sie weniger Lohn als Männer erhalten und sie somit nach einer
Schwangerschaft eher zu Hause bleiben. So verdienen sie beispielsweise im Schnitt immer noch
weniger als Männer trotz öffentlichem Diskurses über den Gender Pay Gap, machen deutlich mehr
der Beschäftigten in sozialen Berufen aus und arbeiten immer noch doppelt so lang im Haushalt wie
Männer. Im Kontrast dazu stehen erkämpfte Rechte von Frauen und LGBTIAs. Ob nun Legalisierung
von Homosexualität, die Gleichstellungsgesetze, das Selbstbestimmungsrecht über den eigenen
Körper – all das lehnen die Rechten mit aller Macht ab. Das traditionelle Bild der Frau als Mutter,
emotionale Versorgerin und Pflegende trägt also aktiv zur Profitmaximierung bei, Sexismus hat eine
materielle Grundlage und queere Partner:innenschaften, Identitäten und Familien stellen dieses
klassische Bild infrage.

Warum wählen aktuell so viele Menschen rechts?

Natürlich gibt es dafür mehrere Gründe. An dieser Stelle wollen wir uns jedoch auf einen
konzentrieren – die Finanzkrise 2007/2008. Im Rahmen dieser nahm nicht nur die Konkurrenz
zwischen einzelnen Kapitalfraktionen zu. Es kam auch zu einer wachsenden Verelendung der
Arbeiter:innenklasse. Damals wurden die Kosten der Krise auf diese abgewälzt: Viele wurden
entlassen, vielerorts sind Löhne nicht gestiegen, während zugleich die Lebenshaltungskosten in die
Höhe kletterten. Dagegen passiert ist nicht viel. Massenproteste wurden im Namen der
Sozialpartnerschaft klein gehalten oder konnten nicht gewonnen werden wie in Griechenland. Das
hat viele enttäuscht und so wendeten sie sich beispielsweise der AfD zu, die sich als Alternative zu
den etablierten Parteien mittels Ablehnung der EU und rassistischer Hetze darstellen konnte. Doch
statt dem was entgegenzusetzen, gab es eine Verschiebung nach rechts. Viele Parteien haben sich
vor den Karren spannen lassen. Während Rechtspopulist:innen hetzten, verabschiedeten sie Gesetze
und stimmten in den Chor mit ein. Vorbei ist die Willkommenskultur, jetzt haben wir einen Olaf
Scholz der sagt „Wir müssen endlich konsequent abschieben”. Das ist kein Zufall: Getrieben von der
Angst vor Wähler:innenverlusten bildet Rassismus gleichzeitig ein gutes Mittel, um von
Einsparungen und fehlenden Lohnerhöhungen abzulenken. Migrant:innen werden zum Problem
gemacht, nicht nicht die Unterordnung aller politischen Ziele unter die Interessen des Kapitals. Die
Krise im Zuge der Pandemie befeuerte diese Entwicklung erneut. Doch so abgefuckt diese
Entwicklung ist: Es liegt in unseren Händen, etwas dagegen zu tun. Aber was braucht es, um den
Rechtsruck aufzuhalten?

Gemeinsam gegen den Rechtsruck!

Um den Vormarsch der Rechten zu stoppen, müssen wir eine Bewegung aufbauen. Dabei braucht es
nicht nur einzelne Mobilisierungen, bei denen sich Regierungsvertreter:innen, die letzten Endes den
Aufstieg der AfD mit zu verantworten haben, ggenseitig auf die Schultern klopfen können ganz nach
dem Motto: „Jetzt waren wir auch im Widerstand!”, während sie einen Atemzug später Gesetze
verabschieden, die mehr von uns abschieben. Wir brauchen mehr:

1. Raus aus der Defensive: Gegen  Sparpolitik und soziale Unterdrückung!

Statt sich einfach nur an den Rechten abzuarbeiten und auf diese zu reagieren, müssen wir konkrete
Verbesserungen erkämpfen. Das heißt, wir sind nicht nur gegen Abschiebungen, sondern für offene
Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle. Wir fordern nicht nur Abrüstung, sondern lehnen
jede Finanzierung des staatlichen Gewaltmonopols, also der Polizei und Bundeswehr, getreu dem
Motto, „Keinen Cent für Militarismus und Repression“ ab. Auch treten wir nicht nur gegen die
zahlreichen Sparmaßnahmen, sondern für den Ausbau des sozialen Wohnungsbaus, die Enteignung
der Wohnungsspekulation, der großen Banken und Konzerne ein, für die Finanzierung unseres



Gesundheits- und Bildungssystems durch Besteuerung von Profit und Vermögen der Reichen – unter
Kontrolle der Arbeiter:innen, Mieter:innen, Lehrenden und Lernenden. Dabei ist es zentral, daran
anzusetzen, was den Rechtsruck befeuert: Sparpolitik und Sozialpartnerschaft. Allerdings darf man
auch nicht der Illusion verfallen, dass es nur ausreicht, die „sozialen Fragen“ zu betonen. Diese
Forderungen müssen konsequent mit Antirassismus und -sexismus verbunden werden, denn nur in
praktischen Kämpfen kann man den sich etablierenden Rassismus zu beseitigen anfangen. Widmet
man sich in der jetzigen Situation nur den sozialen Fragen, vergisst man, dass soziale
Unterdrückung spaltet, und kann sie schlechter bekämpfen:

Investitionen in Bildung, Gesundheit und Soziales, finanziert durch die Gewinne der
Reichen, die aktuell noch einmal so richtig Gewinn aus der Krise ziehen!
Massive Lohnerhöhung und automatischer Inflationsausgleich in Form einer gleitende
Lohnskala!

2. Druck ausüben und klaren Klassenstandpunkt beziehen

Breite Proteste, wie wir sie mit #wirsinddiebrandmauer sehen, scheinen auf den ersten Blick
wünschenswert. Doch die große Einheit, die die scheinbar größte Stärke des Protestes ist, macht
gleichzeitig ihre größte Schwäche aus. Doch uns helfen weder Versammlung aller linken
Kleinstgruppen, die die besten Forderungen aufwerfen, aber keine reale Verankerung auf die Straße
bringen, noch riesige Proteste, die nur abstrakte, verwaschene Parolen wie „Menschenwürde” und
„Toleranz” vor sich her tragen.

Deswegen treten wir für ein Bündnis vor allem aus den Organisationen der Arbeiter:innenklasse,
also Gewerkschaften, Sozialdemokratie und linken Reformist:innen, ein. Diese in Bewegung zu
setzen, ist zentral, da sie einen Großteil der organisierten Arbeiter:innen hinter sich herführen. Das
ist ein entscheidender Punkt, wenn es darum geht, Verbesserungen zu erkämpfen. Dies wird nicht
nur mittels Demonstrationen passieren, sondern man muss beispielsweise mittels Streiks Druck
ausüben. Das heißt nicht, dass Kräfte wie die Grünen nicht mitlaufen können – nur sollte man für
deren Beteiligung keine Kompromisse eingehen. Denn Rassismus und Sexismus sind nicht einfach
nur beschissen. Sie schwächen auch das objektive Interesse aller Arbeiter:innen. Anstatt zusammen
für eine bessere Lebensgrundlageeinzutreten, bekämpft man sich gegenseitig („Teile und
herrsche!“). Doch diese in Bewegung zu setzen, ist gar nicht so einfach. Deswegen muss man
versuchen, in bestehenden Proteste zu intervenieren, und klar aufzeigen: Ihr wollt den Rechtsruck
aufhalten? Dann lasst uns Verbesserungen für alle erkämpfen und mobilisiert richtig dafür! Wir
brauchen nicht nur Floskeln, sondern konkrete Aktionen!

Um das zu ermöglichen, setzen wir uns im Rahmen solcher Bündnisse – auch Einheitsfronent
genannt – für volle Kritik- und Propagandafreiheit ein. Denn es muss möglich sein, gemeinsam
Proteste zu organisieren und gleichzeitig Unterschiede sowie Differenzen zu äußern, damit auch
innerhalb der gesamten Bewegung politische Vorschläge diskutiert werden.

3. Rein in den Alltag: Für eine Basisbewegung an Schulen, Unis und in Betrieben!

Große Demonstrationen und Kundgebungen sind gut, aber reichen bei weitem nicht aus. Sie mögen
vielleicht jenen, die schon überzeugt sind, Kraft geben. Aber das Ziel bleibt jedoch, mehr Menschen
zu erreichen und überzeugen. Stattfinden kann das, indem man Kämpfe um reale Verbesserungen
für alle organisieren hilft und diese an jene Orte trägt, wo wir uns tagtäglich aufhalten müssen:
Schulen, Unis und Betriebe. Demonstrationen oder Kundgebungen können als Aufhängerinnen



genutzt werden, um Vollversammlungen vor Ort zu organisieren, Aktionskomittees zu bilden, die die
Forderungen der Bewegung erklären und gleichzeitig mit Problemen vor Ort verbinden. Deswegen
ist es zentral, dass Organisationen, die den Protest unterstützen, nicht nur einen Aufruf
unterzeichnen, Geld spenden und eine Pressemitteilung herausgeben, sondern auch ihre
Mitgliedschaft dazu aufrufen, aktiv an Schulen, Unis und in Betrieben zu mobilisieren.

4. International is’ Muss!

Der Rechtsruck ist nicht nur ein deutsches, sondern internationales Problem. Hinzu kommt, dass mit
Deals zwischen unterschiedlichen Ländern oder gemeinsamen „Initiativen“ wie Frontex vor allem
imperialistische Länder versuchen, sich die Probleme der Geflüchteten vom Leib zu halten. Wenn
wir uns dem Rechtsruck entgegenstellen, Festungen wie die Europas erfolgreich einreißen wollen,
bedarf es mehr als einer Bewegung in einem Land. Deswegen müssen wir das Ziel verfolgen,
gemeinsame Forderungen und Aktionen über die nationalen Grenzen hinaus aufzustellen. Das kann
anfangen, indem man gemeinsame Aktionstage plant und schließlich gemeinsame Strategie- und
Aktionskonferenzen organisiert, in denen Aktivist:innen gemeinsam über die Perspektive der
Bewegung entscheiden.

Bewegung alleine reicht nicht!

Doch die Aufgabenliste endet für uns damit nicht: Bewegung alleine reicht nicht aus. Sie kann es 
nicht schaffen, die Wurzeln von sozialer Unterdrückung wie Rassismus, Sexismus oder LGBTIA+-
Diskriminierung auszureißen, da diese mit dem kapitalistischen System verwoben sind. Deswegen
besteht die Aufgabe für Revolutionär:innen innerhalb dieser Bewegung darin, einen klaren
antikapitalistischen, internationalistischen Pol zu bilden und eine deutliche Perspektive aufzuzeigen.
Wir treten für Verbesserungen im Hier und Jetzt ein, müssen aber gleichzeitig den Weg aufzeigen,
wie wir zu einer sozialistischen Gesellschaft kommen. Deswegen werfen wir auf, dass bei
Finanzierungsfragen dies durch Besteuerung der Reichen oder Enteignung passieren muss sowie die
Kontrolle über Verbesserungen und, wie diese umgesetzt werden, bei Arbeiter:innen und
Unterdrückten liegen sollte. Um dies zu realisieren, braucht es unserer Meinung nach eine
internationale Organisation mit einem revolutionären Programm, das deutlich macht, dass es keine
Spaltung aufgrund Herkunft, Geschlecht, Alter oder Sexualität geben darf, und das aus den Fehlern
der Vergangenheit gelernt hat. Nur so können wir unserer Unterdrückung auch in der
Arbeiter:innenbewegung selbst entgegentreten und gleichzeitig dem Rechtsruck die Stirn bieten.

Wir fordern deshalb:

Aufbau einer antifaschistischen und internationalen Einheitsfront aus allen linken
Organisationen und solchen der Arbeiter:innenklasse! Offene Grenzen und
Staatsbürger:innenrechte für alle!
Kampf dem Rechtsruck heißt Kampf dem Kapital: Für ein revolutionäres Programm
der Jugend und der Arbeiter:innenklasse!


